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Gesch�ftsbereich des Bundesministeriums f�r Arbeit
und Soziales
1. Abgeordneter
Dirk

Niebel
(FDP)

Wie
10 0
run
dun
bewertet die Bundesregierung, dass bis zu
00 Bewerber um einen Ausbildungsplatz erst
d sechs Wochen nach dem Start des Ausbil-
gsjahres in der Computersoftware der Bundes-

agentur für Arbeit aufgefunden und deshalb bei den
Nachvermittlungsaktionen nicht berücksichtigt wur-
den (vgl. DIE WELT vom 18. November 2006)?
2. Abgeordnete
Cornelia

Hirsch

(DIE LINKE.)

Ist a
beit
zuk
Bun
us der Antwort des Bundesministeriums für Ar-
und Soziales auf meine schriftliche Frage 1 zur

ünftigen Gestaltung der Ausbildungsstatistik der
desagentur für Arbeit auf Bundestagsdrucksa-

che 16/3386 zu schließen, dass sie die neuen Mög-
lichkeiten für mehr Transparenz und Realität in der
Statistik durch Umstellung auf das Erfassungssys-
tem VerBIS nicht nutzen will, da nicht bekannt sei,
ob die Jugendlichen, die sich nach Vermittlungsvor-
schlägen nicht mehr bei den Agenturen oder den
Trägern der Grundsicherung für Arbeitsuchende
melden, noch weiterhin eine Ausbildungsstelle
suchen, oder was sie tatsächlich machen, obwohl
Untersuchungen des Bundesinstituts für Berufsbil-
dung ergeben haben, dass zwei Drittel der Jugend-
lichen, denen alternative Vermittlungsvorschläge
unterbreitet wurden, angeben, dass sie sich in einer
Notsituation sehen bzw. dass ihr alternativer Ver-
bleib nicht ihren Bildungswünschen entspricht, was
bedeutet, dass eine Nutzung der Möglichkeiten des
neuen Erfassungssystems VerBIS zu einer Ausbil-
dungsstatistik führen würde, die deutlich näher an
der Realität wäre, und wenn ja, warum?
Gesch�ftsbereich des Bundesministeriums der Justiz
3. Abgeordneter
Dr. Anton

Hofreiter
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wie
Bun
„Qu
keh
ken
sind vor dem Hintergrund, dass der Bericht der
desregierung an den Deutschen Bundestag
alitätsoffensive im öffentlichen Personenver-

r – Verbraucherschutz und Kundenrechte stär-
“ die Lücken im Verbraucherschutz klar und

deutlich herausgearbeitet und Lösungsvorschläge
unterbreitet hat, Medienberichte zu verstehen, dass
derzeit die auch im Koalitionsvertrag enthaltenen
Pläne für verbesserte Kundenrechte im Bahnver-
kehr und im allgemeinen öffentlichen Personenver-
kehr auf Eis liegen, und welche Umstände sind nach
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Auffassung der Bundesregierung für das offensicht-
liche Stocken des Verfahrens zur Verbesserung der
Kundenrechte maßgebend?
4. Abgeordneter
Dr. Anton
Hofreiter

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wie
ein
len
dien
schi
will die Bundesregierung sicherstellen, dass in
und denselben Zügen, die sowohl dem nationa-
wie auch dem internationalen Personenverkehr
en, hinsichtlich der Kundenrechte nicht unter-
edliche Rechtsansprüche aufgrund divergieren-

der Rechtsetzungsakte auf europäischer und deut-
scher Ebene geltend gemacht werden können, und
welche Positon vertritt die Bundesregierung im Hin-
blick auf den Erlass einer Verordnung des Europäi-
schen Parlaments und des Rates über die Rechte
und Pflichten der Fahrgäste im grenzüberschreiten-
den Eisenbahnverkehr?
Gesch�ftsbereich des Bundesministeriums der Verteidigung
5. Abgeordnete
Brigitte

Pothmer

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wie
Um
szen
wur
fizie
bewertet die Bundesregierung politisch den
stand, dass es ca. 45 Angehörigen der Neonazi-
e und der NPD am Volkstrauertag gestattet
de, offenbar in Anwesenheit von Bundeswehrof-
ren auf dem Soldatenfriedhof in Lohheide/Ber-

gen im Landkreis Celle Gebinde niederzulegen und
Gedichte aufzusagen, und wie bewertet die Bundes-
regierung die Rolle der Bundeswehr als Hausherrin
des Soldatenfriedhofes in diesem Zusammenhang?
6. Abgeordnete
Brigitte

Pothmer
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Teil
desw
tun
man
sie d
t die Bundesregierung die Auffassung eines Bun-
ehrverantwortlichen, der laut „die tageszei-

g“ vom 22. November 2006 sagte: „Ich kann nie-
dem verbieten, der Toten zu gedenken“, und ist
er Meinung, dass ein Totengedenken mit neona-

zistischem Hintergrund mit dem Anliegen des
Volkstrauertages vereinbar ist und der Würde der
auf dem nicht weit von der KZ-Gedenkstätte Ber-
gen-Belsen gelegenen Soldatenfriedhof Beigesetzten
und ihrer Hinterbliebenen entspricht?
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Gesch�ftsbereich des Bundesministeriums f�r Gesundheit
7. Abgeordneter
Omid

Nouripour

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wie
Mo
roin
Han
che
bewertet die Bundesregierung das fünfjährige
dellprojekt zur kontrollierten Abgabe von He-

an Opiatabhängige in den Städten Hamburg,
nover, Frankfurt, Köln, Karlsruhe und Mün-

n bei Berücksichtigung der Ergebnisse der Studie
der Universität Hamburg vom Januar 2006?
Gesch�ftsbereich des Bundesministeriums f�r Bildung
und Forschung
8. Abgeordnete
Dr. Gesine

Lötzsch

(DIE LINKE.)

Wie
dem
For
die
sichert die Bundesregierung, dass die Mittel aus
6-Milliarden-Euro-Programm für industrienahe

schung regional gerecht verteilt werden, und teilt
Bundesregierung die Sorge des Bundesministers

für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung, Wolfgang
Tiefensee, dass möglicherweise „nur ein Bruchteil
[aus diesem Programm] dem Osten zu Gute
komm[t] (Wirtschaft & Markt 11/06)?
9. Abgeordneter
Kai

Gehring

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wa
zum
die
tet
Plan
nn ist mit der Unterzeichnung der Vereinbarung
Hochschulpakt durch die Bundeskanzlerin und

Ministerpräsidenten zu rechnen, und wie bewer-
die Bundesregierung die Auswirkungen auf die
ung und Umsetzung des Studienkapazitätsaus-

baus an den Hochschulen, falls die Vereinbarung
erst am 14. Juni 2007 rechtskräftig beschlossen
wird?
10. Abgeordneter
Kai

Gehring
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Bed
desm
Stu
Bun
zusä
eutet die Tatsache, dass 22,5 Prozent der Bun-
ittel beim Hochschulpakt für den Erhalt von

dienplätzen eingesetzt werden, nach Ansicht der
desregierung, dass Bund und Länder für jeden
tzlichen Studienplatz über vier Jahre nur noch

17 050 Euro statt 22 000 Euro investieren werden,
dass die Länder entsprechend mehr für jeden Stu-
dienplatz investieren müssen, weil beim Bundesan-
teil nun weniger Mittel für zusätzliche Studienplätze
zur Verfügung stehen, oder dass Bund und Länder
gemeinsam nur noch 69 750 zusätzliche Studienplät-
ze schaffen werden, und wie will der Bund die 22,5
Prozent der Bundesmittel, die für bestehende Stu-
dienplätze aufgewandt werden und nun nicht mehr
für zusätzliche Studienplätze zur Verfügung stehen,
kompensieren?
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11. Abgeordnete
Sylvia

Kotting-Uhl

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

We
Ato
für
unt
gert
lchen plausiblen Grund gibt es dafür, dass das
mmüllendlager Asse II nicht dem Bundesamt
Strahlenschutz (BfS) und damit dem Atomrecht
erstellt ist, obwohl dort atomare Abfälle endgela-

werden?
12. Abgeordnete
Sylvia

Kotting-Uhl

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wa
Ass
s spricht gegen eine Rückholung des bereits im
e II eingelagerten Atommülls?
Gesch�ftsbereich des Bundesministeriums des Innern
13. Abgeordneter
Volker
Beck

(Köln)

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

We
lerin
entw
den
ber
geg
lche Änderungen wird der von der Bundeskanz-
Dr. Angela Merkel angekündigte Referenten-

urf zur Neuregelung der Ministerpensionen,
sie im Interview in der „Bild“ vom 22. Novem-
2006 noch für dieses Jahr angekündigt hat,

enüber der geltenden Rechtslage beinhalten, und
welche inhaltlichen Vorgaben wurden dazu ge-
macht?
14. Abgeordneter
Volker
Beck

(Köln)

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

In w
für
schi
elcher Weise werden außerdem die Regelungen
die Zahlung von Übergangsgeldern an ausge-
edene Regierungsmitglieder reformiert?
15. Abgeordnete
Cornelia

Hirsch
(DIE LINKE.)

Wa
nen
zu d
gere
s versteht die Bundesregierung unter generatio-
gerechtem Handeln, und wie positioniert sie sich
er Forderung, den Grundsatz der Generationen-
chtigkeit im Grundgesetz zu verankern?
16. Abgeordneter
Albert

Rupprecht

(Weiden)

(CDU/CSU)

We
Pro
der
lcher zeitliche und personelle Rahmen ist für die
jektgruppe zur Ausarbeitung des Feinkonzepts
Reform der Bundespolizei vorgegeben?
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17. Abgeordneter
Albert

Rupprecht

(Weiden)

(CDU/CSU)

We
sun
der
und
kun
lche Kriterien sind für Fortbestand bzw. Auflö-
g der bestehenden Bundespolizeiinspektionen an
bayerischen Grenze zu Tschechien maßgeblich,
in welchem Umfang wird die Reform Auswir-

gen auf die Standorte und Beschäftigten in Ost-
bayern haben?
Gesch�ftsbereich des Bundesministeriums der Finanzen
18. Abgeordnete
Christine

Scheel

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

We
des
rium
gab
cke
lche gutachterlichen Kosten hat das Gutachten
Wissenschaftlichen Beirats beim Bundesministe-

der Finanzen (BMF) unter dem Titel „Die ab-
enrechtliche Privilegierung gemeinnütziger Zwe-
auf dem Prüfstand“ für die öffentliche Hand

verursacht, und welche Kosten wurden außerdem
für seine Veröffentlichung in der Schriftenreihe des
BMF als Band 80 verwandt?
19. Abgeordnete
Christine

Scheel

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Ma
tens
rech
BM
„Au
cht das BMF sich die Empfehlungen des Gutach-
für die geplante Novelle des Gemeinnützigkeits-
ts zu eigen, weil es in der Presseerklärung des
F Nr. 95/2006 vom 8. August 2006 u. a. heißt:
s ökonomischer Sicht überzeugt die Kritik des

Beirats an dem eingeschränkten Wettbewerb in die-
sem Wachstumsbereich, der angesichts des demo-
grafischen Wandels in Zukunft noch an Bedeutung
gewinnen dürfte.“?
20. Abgeordneter
Omid

Nouripour

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wie
gen
tion
dem
scha
unterstützt die Bundesregierung die Bestrebun-
der Deutschen Börse zum Ausbau des interna-
alen Finanzstandortes Frankfurt am Main nach

Abbrechen der Verhandlungen zur Partner-
ft mit der Betreibergesellschaft Euronext?
21. Abgeordnete
Dr. Gesine

Lötzsch

(DIE LINKE.)

Wie
sche
re S
For
löst die Bundesregierung den Widerspruch zwi-
n ihrer Forderung, dass das Land Berlin größe-
paranstrengungen unternehmen muss und der

derung, dass Berlin den Wiederaufbau des Stadt-
schlosses anteilig finanzieren muss, auf, und teilt die
Bundesregierung meine Auffassung, dass der Wie-
deraufbau des Schlosses keinen unmittelbaren Bei-
trag zum Schuldenabbau des Landes Berlin leisten
würde (taz vom 20. November 2006)?
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22. Abgeordneter
Winfried

Hermann

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wir
ters
200
zes
*) Siehe hierzu auch Frage 27.
d beim nachträglichen Einbau des Dieselrußfil-
die rückwirkende Förderung ab dem 1. Januar

6 bei einer späteren Verabschiedung des Geset-
noch möglich sein?*)
23. Abgeordnete
Bärbel

Höhn

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wa
eine
Kfz
eine
Hub
rum hält die Bundesregierung, die ursprünglich
Maluszahlung von 300 Euro für neue Diesel-

ohne Dieselrußfilter vorgesehen hatte, nunmehr
Maluszahlung von nur 1,20 Euro pro 100 ccm
raum oder etwa ca. 20 bis 30 Euro je Fahrzeug

für ausreichend, um eine Umrüstung zu forcieren,
und welche Rolle hat dabei der Umstand gespielt,
dass die DaimlerChrysler AG nach Presseberichten
im Vorfeld gegenüber der Bundesregierung den Ver-
zicht auf die 300-Euro-Regelung gefordert hatte?
Gesch�ftsbereich des Bundesministeriums f�r Familie,
Senioren, Frauen und Jugend
24. Abgeordneter
Jörn

Wunderlich

(DIE LINKE.)

We
Fam
in A
den
lche Gründe haben das Bundesministerium für
ilie, Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ)
bsprache mit dem Bundeskanzleramt veranlasst,
Ersten Bericht über die Situation der Heime

und die Betreuung der Bewohnerinnen und Bewoh-
ner entgegen § 22 des Heimgesetzes nicht dem Par-
lament zuzuleiten und auf eine Aussprache zu ver-
zichten?
25. Abgeordneter
Jörn

Wunderlich
(DIE LINKE.)

Wo
zum
Fac
Mö
rin liegt die Ursache dafür, das das BMFSFJ
wiederholten Male Studien, Sachberichte und

hanalysen (zum Beispiel die Studie über die
glichkeiten einer Umsetzung von Gender Budge-

ting auf Bundesebene) unter Ausschluss der gesetz-
gebenden Körperschaften des Bundes berät und dis-
kutiert?
26. Abgeordnete
Grietje

Bettin

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wie
so
Com
Pos
bewertet die Bundesregierung ein Verbot von
genannten Killerspielen (gewaltverherrlichende

puterspiele), und womit begründet sie ihre
ition?
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Gesch�ftsbereich des Bundesministeriums f�r Umwelt,
Naturschutz und Reaktorsicherheit
27. Abgeordneter
Winfried

Hermann
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Unt
Par
nist
heit
nist
*) Siehe hierzu auch Frage 22.
erstützt die Bundesregierung die Auffassung der
lamentarischen Staatssekretärin beim Bundesmi-
er für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicher-
, Astrid Klug, (Pressemitteilung des Bundesmi-
eriums für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsi-

cherheit Nr. 304/06 vom 21. November 2006), dass
„die Blockade der CDU/CSU-Fraktion bedeu-
tet, dass die Förderung des nachträglichen Einbaus
von Dieselrußfiltern abermals unnötig verschleppt
wird“?*)
28. Abgeordneter
Hans-Josef

Fell

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Stim
Neu
Bun
tors
wah
mt die Meldung der Tageszeitung „Passauer
e Presse“ vom 23. November 2006, dass der
desminister für Umwelt, Naturschutz und Reak-
icherheit, Sigmar Gabriel, ein schrittweises Aus-
lverfahren für die Bestimmung eines deutschen

Atommüllendlagers anstrebt, und wenn nein, wel-
chen Zeitplan strebt die Bundesregierung bei der
Endlagersuche an?
29. Abgeordneter
Hans-Josef

Fell

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

We
legt
nn ja, bis wann sollen die Kriterien dafür festge-
werden, und wer soll die Suche finanzieren?
30. Abgeordnete
Bärbel

Höhn
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Teil
200
LA
tern
Ene
t die Bundesregierung die am 14. November
6 in der „FINANCIAL TIMES DEUTSCH-
ND“ veröffentlichte Einschätzung von Vertre-

des Wuppertal Instituts für Klima, Umwelt,
rgie GmbH und der Deutschen Umwelthilfe

e. V., dass der Nationale Allokationsplan ein
Schlupfloch der Art enthält, dass der Widerruf der
Zuteilungsentscheidung von Emissionszertifikaten
nur bei vollständiger Betriebseinstellung möglich ist
und die Unternehmen deshalb durch den Weiterbe-
trieb von Kraftwerken mit geringer Auslastung Zer-
tifkate ansammeln können, und was plant die Bun-
desregierung zu tun, um dieses Schlupfloch im Inte-
resse eines effektiven Klimaschutzes zu schließen?
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